
Öffentliche Moral und Bürgersinn 
Predigt des Bischofs von Hildesheim 

Dr. Josef Homeyer 

zur  Einführung von Landesdekan Bernd Wübbeke 
für  die Katholische Polizei- und Zollseelsorge 

Das Evangelium dieses Gottesdienstes (Mk 9,30-37) hat einen geradezu rührenden Schluß, liebe Schwes-
tern und Brüder. Jesus stellt ein Kind in ihre Mitte und nimmt es in seine Arme. Das ist, wird man sagen, 
zu schön, um wahr zu sein. In der Tat: Massiver hätte der Einspruch Jesu gegen seine Jünger nicht sein 
können. Die hatten nämlich unterwegs darüber gesprochen, wer unter ihnen der Größte sei. In einer Ge-
sellschaft, in der es nur noch darum geht, wer der Größte sei, in der Macht und Einfluß dominante Maß-
stäbe werden, in der kalkuliert, gemessen und abgerechnet wird – in einer solchen Gesellschaft wird kein 
Kind in die Mitte gestellt. 
Jesus tut es aber. Er handelt nicht an einem beliebigen Beispiel, indem er etwa fingerzeigend auf ein Kind 
verweist, um seine Rede verständlich zu machen, es geht ihm nicht um etwas Höheres, zu dem er ein 
Kind benutzt, so als wollte er sich mit einem Kind vor Pressefotografen schmücken – man kennt das satt-
sam –, er stellt ein Kind in die Mitte. Der Größte ist mithin der, der Kinder ins Zentrum seiner Weltsicht 
und seines Handelns stellt. 
Weil es sich nicht um eine Beiläufigkeit handelt, sind auch Christen gut beraten, ihren Glauben auch dar-
an auf Glaubwürdigkeit zu prüfen, wie sie sich Kindern gegenüber verhalten. Das gilt dann aber auch für 
die ganze Gesellschaft: Die Humanität, die moralische Integrität einer Gesellschaft wird sich immer auch 
daran erweisen, wie sie sich Kindern gegenüber verhält. In Resten ist dieses Wissen um Humanität noch 
intuitiv vorhanden: Nicht zufällig haben die meisten unter uns eine äußerste Abscheu vor Vergehen und 
Verbrechen gegenüber Kindern. Solche Täter, so wurde mir immer wieder von unseren Gefängnisseel-
sorgern berichtet, sind unter den Mitgefangenen isoliert und verachtet. Jeder spürt: In solchen Vergehen 
ist nicht nur ein Kind betroffen, sondern der moralische Kern einer Gesellschaft. 
Die Humanität einer Gesellschaft zeigt sich immer auch darin, wie sie mit ihren Kindern umgeht. Wir 
sind heute weit davon entfernt, Kinder in die Mitte unserer Lebenswelt zu stellen. Das Gegenteil ist der 
Fall. Das erschreckende Ausmaß an Gewalt gegenüber Kindern, an pädophilen Seiten im Internet, an Se-
xualverbrechen, die vielen Gewalttaten in den Familien sind zumindest ernste Warnzeichen. Sie werden 
das aus Ihrem Dienst, Schwestern und Brüder, kennen. Das Problem der vergangenen Feiertage zwischen 
Hl. Abend und Neujahr waren ja weniger die Glatteisunfälle, als vielmehr die vielen Notrufe aus den 
Wohnungen, wo es – zumeist unter Alkohol – Schlägereien gab. Immer wieder wurden auch Kinder von 
betrunkenen Vätern grün und blau geschlagen. 
Wir sind weit davon entfernt, Kinder in die Mitte zu stellen. Das betrifft unsere Lebenswelt, das betrifft 
ebenso unser gesellschaftliches Leben. Die Geburtenrate ist über Jahrzehnte so dramatisch niedrig, daß 
die Sozialsysteme, Rente und Krankenkasse, zusammenbrechen. Immer weniger wollen noch Kinder ha-
ben, immer mehr wollen noch ihr sogenanntes eigenes Leben leben. Man mag sich fragen, woher denn 
diese Gesellschaft dann ihre Zukunft nehmen will, wenn nicht von den Kindern. Man mag sich ebenso 
fragen, wie es denn um die Humanität einer Gesellschaft steht, in der ungeborenes Leben in eklatant ho-
hen Zahlen vernichtet wird, z.B. weil ein Leben mit einem behinderten Kind für unzumutbar gehalten 
wird; ebenso steht am Horizont schon die Auffassung, das Zusammenleben mit Alten und Schwerstkran-
ken sei ebenso unzumutbar.  
Solche Veränderungen von Werthaltungen, solche Durchsetzung von Siegerideologie, solche Erkaltung 
des gesellschaftlichen Klimas beunruhigt. Denn so unerläßlich es in Deutschland war, den Verfassungs-
konsens des Grundgesetzes durch die Ausprägung einer liberalen Gesellschaft zu unterfüttern, so unab-
weisbar ist die Frage nach den Freiheitskosten, der Blick auf die Rückseite der liberalen Gesellschaft. Die 
Frage lautet dann: Ist die liberale Gesellschaft auch schon die humane Gesellschaft? 
Von hierher – und punktgenau vom heutigen Evangelium her – ergibt sich eine grundlegende Frage, die 
Ihren Dienst weitreichend berührt: Von woher nimmt die Gesellschaft überhaupt ihre humanen Ressour-
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cen, ihren Zusammenhalt, ihre moralischen Grundüberzeugungen, die quer zu jedem Pluralismus, quer 
zur Liberalität nicht zur Disposition gestellt werden können? Was hält uns moralisch zusammen? Dies ist 
nicht in denunziatorischer Absicht zu fragen, sondern mit Blick auf die Realität. Denn immerhin rangiert 
in den internationalen Vergleichsstudien zu öffentlicher Moral und bürgerlicher Tugend „Transparency 
International“ Deutschland nur noch auf Platz 18, direkt hinter Chile. 
Das betrifft Ihren Dienst. Denn: Soviel Videoüberwachung auf Autobahnen, soviel Objektschutz, soviel 
Fahndungsgruppen, soviel Personenerfassung kann und wird es nie geben, als daß wir die Fragen nach öf-
fentlicher Moral und bürgerlicher Tugend damit los werden würden. Mehr noch: Wenn diese Fragen nicht 
gestellt werden, wird der polizeiliche Dienst weiter ins Hintertreffen geraten: In den persönlichen Belas-
tungen der Beamten und in den öffentlichen Meinungen. 
Der Fall „Erfurt“ zeigt dieses Mißverhältnis dramatisch und überdeutlich. So schockierend die Tat war, so 
wichtig die folgende Diskussion um Ursachen und Prävention bleibt, so unverständlich erschien mir doch 
die Debatte um den Einsatz der Polizeikräfte. Angeblich völlig verspäteter Zugriff, hieß es da. Nun bin 
ich kein Fachmann für operative Fragen der Terrorbekämpfung; man wird das im einzelnen vielleicht 
prüfen können. Nur die Fragestellung erschien mir insgesamt doch in Schieflage: Sie lautet nämlich nicht, 
ob die Polizei zu spät gekommen ist, sie lautet zuerst und zentral, wie und warum wir alle zu spät ge-
kommen sind. Das ist eben das Mißverhältnis: Die Ordnungsdienste kommen ins Hintertreffen, wenn die 
gesellschaftliche Ordnung nicht zuerst diskutiert wird. Das betrifft unsere Grundentscheidungen in der 
Bildungspolitik ebenso wie die politischen Optionen zur Förderung der Bürgergesellschaft, die Integrati-
onspolitik ebenso wie Arbeitsmarktpolitik, die endlich für gerechte Beteiligungschancen vor allem für 
Junge und Niedrigqualifizierte sorgen muß. In der Summe gilt: Die Demokratie wird nur so wehrhaft 
sein, wie die moralische Substanz ihrer Bürger, die polizeilichen Dienste werden immer nur die Grenzen 
und Grenzfälle abstecken können. 
Wie drängend diese Herausforderung an den Bürgergeist ist, zeigen völlig neue Formen von Gewalt und 
Verbrechen. Der 11. September war da nur die Spitze des Eisbergs: Mit der Globalisierung stehen wir 
nicht nur vor einer Internationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen, sondern auch vor einer Internationa-
lisierung der Verbrechensstrukturen, vor denen der klassische Nationalstaat mit seinen Ordnungsmitteln 
die Bürger nur unzureichend schützen kann, wenn er nicht freiheitliche Rechte massiv suspendieren will. 
Die Globalisierung zeigt auch, daß sich kulturelle Konflikte verschärfen. Sie reichen tief in unsere Gesell-
schaft hinein, von Feindseligkeiten in den Kapillaren von Stadtteilen, bis zu Selbstmordanschlägen an den 
Nervenzentren. Drittens erleben wir derzeit nicht nur einen massiven Schub technologischer Entwicklung, 
sondern auch eine ebenso massive Technisierung der Verbrechen. Das Internet zeigt es heute, die Genla-
bore und Waffenfabrikationen werden es morgen erweisen. 
Daraus werden immense Anforderungen für die Ordnungskräfte folgen: Der strukturelle Umbau zu einer 
besseren internationalen Vernetzung und die Erweiterung übernationaler Kompetenzen, die Qualifikation 
in der Aus- und Fortbildung und nicht zuletzt die Bereitstellung neuer technischer Ausrüstung. In diesem 
Zusammenhang darf ich auch eine kleine Kritik an Sie loswerden: Die Forderungen nach mehr Personal 
und besserer Ausstattung sind angesichts der immensen Herausforderungen mehr als verständlich. Aber 
sie laufen ins Leere. Der Staat hat kein Geld. Das hat aber mit einer über Jahrzehnte verfehlten Ord-
nungspolitik zu tun. Die Überlastung und mangelnde Ausstattung der Polizei hat auch – nicht nur – darin 
ihren Grund, daß der Staat immer mehr Aufgaben an sich gezogen hat, statt sich auf seine Kernaufgaben 
zu konzentrieren. Dann aber wundert es nicht, wenn für diese Kernaufgaben, wozu die öffentliche Sicher-
heit fraglos gehört, das Geld fehlt. Die Polizei braucht also nicht nur eine gesellschaftliche Einbettung, 
sondern ebenso eine Ordnungspolitik, die den Staat auf seine Kernaufgaben konzentriert. 
Darin wird Sie die Kirche unterstützen. Sie wird immer wieder auf die drängenden Fragen öffentlicher 
Moral aufmerksam machen, sie wird gleichsam in politischer Diakonie eine gerechte und solidarische 
Ordnungspolitik einfordern, sie wird vor allem im Dienst ihrer Seelsorger die Wege Ihres beruflichen All-
tags mitgehen. Und dies gilt gerade da, wo der Dienst auffrißt und Brutalität durch Herzen schneidet. 
Und Jesus stellte ein Kind in die Mitte: Das brauchen wir – ein Kind in der Mitte, keine Prügelknaben. 


